
Wir müssen endlich im großen
Stil Abschiebungen verhindern!

Gegen jede  Abschiebung –  Gegen Spaltung  zwischen
Geflüchteten!
von Jona Everdeen, Juli 2024

Drei geplante Abschiebungen sorgten letzte Woche für öffentliche Empörung
und  konnten  durch  Protest  vorerst  verhindert  werden.  So  sehr  wir  uns
darüber  freuen:  Wir  müssen uns  die  Frage stellen,  wie  wir  endlich  alle
Abschiebungen beenden können.

Abschiebungen durch Proteste gestoppt
Abschiebungen  in  den  Iran,  gerade  von  Oppositionellen,  sind  keine
Ausnahme. Für besondere Wut sorgte die drohende Abschiebung einer 17-
jährigen  iranischen  Kurdin  und  ihrer  Großmutter  durch  ein
Flughafenverfahren. Das ist ein Verfahren, bei dem innerhalb von zwei Tagen
entschieden wird, ob eine Person einreisen darf oder nicht. Das geschieht auf
willkürlicher  Basis  und  dient  dazu,  längere  rechtliche  Asylverfahren  zu
unterbinden. Ein längeres Verfahren wurde abgelehnt, weil die zuständigen
Beamt:innen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge meinten, der
Anspruch auf Asyl sei „offensichtlich unbegründet“ und ihr würde „im Iran
keine Gefahr drohen“.

Den Schreibtischtäter:innen war egal, dass die Jugendliche an den Protesten
gegen das Mullah-Regime vor bald 2 Jahren beteiligt gewesen war. Im Iran
drohen Aktivist:innen wie ihr schwere Strafen bis zur Hinrichtung. Deshalb
protestierten  Menschenrechtsaktivist:innen  und  Poliker:innen  gegen  die
drohende  Auslieferung  an  das  Terrorregime.  Am  Ende  musste  das
Innenministerium  einschreiten  und  den  beiden  die  Einreise  gewähren.

Für  Unverständnis  sorgte  auch  der  Fall  von  Robert  A.  Bevor  seine  aus
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Serbien  stammenden  Eltern  nach  Deutschland  kamen,  wurde  er  in  den
Niederlanden geboren. Der 31-jährige lebt seit 30 Jahren in Chemnitz. Dort
ging er zur Schule und lernte einen Beruf.  Arbeiten durfte er nicht,  die
Ausländerbehörde verweigerte es. Jetzt soll er nach Serbien abgeschoben
werden, ein Land, in dem er nicht geboren wurde und dessen Sprache er
nicht spricht. Zu Gute kam Robert, dass er sich in der Vergangenheit für die
Grünen  engagiert  hatte.  Diese  organisierten  gemeinsam  mit  dem
Flüchtlingsrat Proteste in Dresden und Chemnitz und forderten, dass Robert
bleiben  darf.  Das  sächsische  Innenministerium  erfüllte  die  Forderungen
vorerst und reichte einen Antrag bei der Härtefallkommission ein, um die
Abschiebung zu stoppen.

Im Fall von Joel, einem 18-jährigen Abiturienten aus Hamburg, wurde bereits
entschieden,  dass  er  bleiben  darf.  Mit  seiner  Volljährigkeit  war  sein
Aufenthaltstitel  abgelaufen.  Er  sollte  nach  Ghana  abgeschoben  werden,
getrennt von seinem Vater und seiner Schwester. Mitschüler:innen und eine
Lehrerin  protestierten  dagegen  und  setzten  eine  Petition  auf,  die  von
100.000  Menschen  unterschrieben  wurde.  Größere  Proteste  hätten  das
Abschieberegime der rot-grünen Hamburger Regierung als Ganzes in Frage
stellen können. Vermutlich aus Angst davor lenkte der Senat ein und empfahl
einen Aufenthaltstitel gemäß der Härtefallregel. Die Begründung war, Joel
sei so gut integriert, dass es falsch wäre, ihn abzuschieben.

Diese Fälle, in denen Abschiebung durch Proteste verhindert wurde, zeigen,
was  möglich  ist,  wenn  Menschen  sich  zusammenschließen,  um  für  ihre
Mitschüler:innen,  Kolleg:innen,  Nachbar:innen  und  Freund:innen
einzugestehen. Doch diese Siege dürfen nur der Anfang sein, um gegen die
menschenfeindliche  Asylpolitik  von  BRD  und  EU  anzukämpfen.  Auf  die
Unterteilung in  „gute“  und „böse“  Ausländer:innen dürfen wir  uns  nicht
einlassen. Jede Abschiebung ist falsch und muss gestoppt werden!

Es trifft immer „die Falschen“?
Die Fälle der letzten Woche haben eines gemeinsam: Es trifft Menschen, die
sich in den Augen der deutschen Öffentlichkeit „gut integriert“ haben, oder
die  voraussichtlich  „gut  integrierbar“  sind.  Klar  gibt  es  zahlreiche ultra-



reaktionäre Rassist:innen bei der AfD und beim Dritten Weg, die von Blut
und Boden schwadronieren und für die keine Integration mustergültig genug
sein  kann.  Doch  die  liberalen,  sozialdemokratischen  und  Teile  der
konservativen Parteien lassen sich gnädigerweise zu Ausnahmen herab: Wer
fließend Deutsch kann, einen guten Schulabschluss gemacht hat und brav
arbeiten geht, der darf gerne bleiben.

Diese Logik folgt der Erkenntnis, dass Migrant:innen unabdingbar für die
deutsche Wirtschaft sind: ohne migrantische Arbeitskräfte könnte sie ihre
aktuelle  Stärke  unmöglich  aufrechterhalten,  geschweige  denn
weiterwachsen.  Dass  allzu  viele  wahllose  Abschiebungen  wirtschaftliche
Interessen  gefährden  würden,  ist  der  deutschen  Bourgeoisie  bewusst.
Dementsprechend  trugen  große  Teile  der  liberalen  und  konservativen
Bourgeoisie  die  Empörung  über  die  Deportationspläne  der  Potsdamer
Konferenz  mit.

Von der Bourgeosie werden Migrant:innen stets zu einem bestimmten Zweck
eingesetzt: Als billige Arbeitskräfte, in Konkurrenz zu den gewerkschaftlich
organisierten deutschen Arbeiter:innen. Für Migrant:innen ist es schwieriger
als für Deutsche, sich über miese Arbeitsbedingungen zu beschweren und
dagegen zu protestieren.  Sobald sie  das tun,  sind sie  keine „nützlichen“
Ausländer:innen mehr, keine „gut integrierten“. Mit der Abschiebung droht
eine Repression, die für deutsche Arbeiter:innen von unbekannter Härte ist.

Bei wem die Ausbildung hin zur „nützlichen Arbeitskraft“ zu aufwändig wäre,
oder  wer  die  Anforderungen  nicht  erfüllt,  der  muss  gehen.  Dieser
unmenschlichen  Logik  müssen  wir  aufs  Schärfste  widersprechen.  Die
Zwangsintegration in die Interessen des deutschen Kapitals zeigt deutlich,
dass „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ nur eine hohle Phrase ist.

Offene Grenzen statt Überausbeutung!
Für das deutsche Kapital bedeutet „gute Integration“ die Disziplinierung zu
braven Untertan:innen, die jeden Scheißjob widerspruchslos hinnehmen, egal
wie scheiße die Bezahlung ist und wie viele Überstunden geleistet werden
müssen. Wir halten mit noch so vielen Überstunden und noch so schlechter



Bezahlung widerspruchslos hinnehmen.

Dieser knallharten Brutalität halten wir eine andere Perspektive entgegen:
offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle,  dort wo sie leben!
Diese Forderung steht im Widerspruch zum Kapitalismus, denn dieser ist in
seinem höchsten Stadium, dem Imperialismus, darauf angewiesen, ärmere
Länder auszupressen. Daraus werden Extraprofite abgeschöpft, die durch die
Ausbeutung der eigenen nationalen Arbeitskraft nicht erreichbar sind.

Diese Extraprofite entstehen aus der Überausbeutung der Arbeiter:innen und
kleinen Bäuer:innen halbkolonialer Länder in Afrika, dem „Nahen Osten“,
Süd- und Südostasien und Lateinamerika. Diese Überausbeutung ist darauf
angewiesen,  dass  die  Grenzen  dicht  sind.  Denn  wenn  Menschen,  die  in
Nigeria von deutschen Konzernen überausgebeutet werden, ohne Probleme
nach  Deutschland  gehen  könnten,  dann  würde  das  ganze  System  nicht
funktionieren.

Schluss mit Nützlichkeitsrassismus!
Wir wollen eine Welt frei von Ausbeutung, in Deutschland, in Nigeria, überall
auf  der  Welt!  Eine  Welt  in  der  jede:r  frei  von  ökonomischen  Zwängen
entscheiden kann, wo er oder sie leben will. Doch wie kommen wir dahin?

Für  uns  gilt  es,  an  bestehende  Kämpfe  anzuknüpfen,  um Strukturen  zu
schaffen,  die  Abschiebungen  verhindern  können.  Wir  müssen  die
Selbstorganisation Geflüchteter unterstützen und diese mit den Kämpfen der
Arbeiter:innenbewegung zu verknüpfen. An die Gewerkschaften müssen wir
die  Forderung  richten,  Geflüchtete  aufzunehmen.  Dadurch  wird  ihnen
ermöglicht, für ihre eigenen Rechte zu kämpfen, und es wird verhindert, dass
die  Bourgeoisie  sie  weiterhin  als  Lohndrücker:innen  gegen  deutsche
Arbeiter:innen  einsetzt.

An unseren Schulen müssen wir uns für gerechte und inklusive Bildung für
alle  organisieren.  Es  braucht  Antidiskriminierungsstellen,  die  rassistische
Unterdrückung  bekämpfen,  sowie  die  Aufhebung  der  Segregation  in
sogenannte  „Willkommensklassen“.  Sorgen  wir  gemeinsam  dafür,  dass



keine:r  unserer  Mitschüler:innen  mehr  abgeschoben  wird!

Wir wollen nicht, dass irgendjemand sich in die bürgerliche Ideologie von
Leistungszwang und deutscher Leitkultur integrieren muss. „Desintegriert
euch!“ steht groß an einer Hausfassade in Neukölln geschrieben. Das ist es,
was wir allen migrantischen Arbeiter:innen und Jugendlichen ans Herz legen:
den gemeinsamen Klassenkampf!

Nazi-Angriff  auf  Antifas-  Wie
können wir uns schützen?
Von Brokkoli Bittner, Juli 2024

Es ist Samstag der 6.7. 2024. Du machst dich auf den Weg zum Ostkreuz.
Von dort aus soll es eine gemeinsame Anreise zu einer antifaschistischen
Demonstration in Berlin-Hellersdorf geben. Kurz nachdem du den Treffpunkt
erreichst,  stürmen  20  Maskierte  auf  dich  und  die  Leute  los.  Sie  rufen
„Kommt her! Ihr wollt doch Nazis boxen!“. Sie haben Schlagstöcke, Reizgas
und Knüppel. Du schaffst es nicht mehr weg zu kommen. Du liegst auf dem
Boden und spürst  eine Minute lang massive Gewalt.  Immer wieder wird
gegen  deinen  Kopf  getreten.  Du   liegst  auf  dem  Boden  und  wirst
Krankenhaus reif geschlagen. Nach dem Angriff gibt es eine Reihe verletzter
Linker. Genau das ereignete sich letzte Woche in Berlin.

Diese Gewalt gegen die Linke und Antifaschisten ist dabei immer normaler zu
werden. Der III. Weg ist im letzten Jahr immer aktiver geworden. Er geht an
Schulen und versucht Jugendliche für seine Jugendorganisation zu gewinnen.
Er übt am heiligsten Tag auf Sportplätzen den Angriff auf Unterdrückte und
Linke. Und der III. Weg übt nicht nur, er jagt uns auch, was der vergangene
Monat mehr als verdeutlicht hat. In diesem gab es bundesweit Angriffe auf
Linke,  vor allem in Berlin.  Es lässt  sich auch damit  rechnen,  dass diese
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Angriffe nicht weniger werden.  Letztes Jahr hat der III. Weg versucht, den
CSD in Berlin anzugreifen. Dieses Jahr hat er schon Gegenaktionen zum CSD
in Dresden organisiert  und es  lässt  sich auch davon ausgehen,  dass  sie
wieder versuchen werden,  den CSD in Berlin  anzugreifen.  Das allein  ist
schon beängstigend genug, aber es kommt dazu, dass der III.  Weg noch
gefährlicher ist  als  letztes Jahr.   Während vor einem Jahr die Nazis  mit
blanken Fäusten Queers klatschen wollten, sehen wir, dass die Nazis nun
auch bewaffnet sind. Siehe zum Beispiel den Angriff am Samstag. Doch wie
können  wir  uns  vor  diesen  Angriffen  schützten  oder  sie  gar  für  immer
verhindern?

Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen!

Es ist wichtig zu wissen, dass der Staat niemanden davon abhalten wird,
Linke  oder  Unterdrückte  zu  schlagen.  Denn  genau  dieser  Staat  lässt
Unterdrückte und Linke täglich seine Gewalt spüren: Wenn er auf unsere
Demos einprügelt oder uns aufgrund unserer Hautfarbe ermordet. Warum
sollte  dieser  Staat  uns  also  jetzt  beschützen?  Das  zeigt  der  Angriff  am
Samstag auch noch mal. Während Linke kassierten haben, haben die Cops
zugeschaut. Doch wenn der Staat uns nicht schützt, dann müssen wir es
selber tun. Das heißt aber nicht,  dass wir uns alle individuell  eine Dose
Pfeffer  Spray  kaufen  und damit  sicher  sind,  sondern  vielmehr,  dass  wir
Strukturen aufbauen für Selbstverteidigung. Diese Strukturen müssen lokal,
also an Schulen, Unis und Betrieben aufgebaut werden, denn das sind die
Orte wo wir unseren Tag verbringen und wo wir auch angegriffen werden
können. Vor allem Schulen sind hier wichtig, da wir wissen, dass der III. Weg
gerade immer wieder versucht, dort Leute zu erreichen durch Infostände und
das  Verteilen  von  Flugblättern.  Auch  um  solche  Verteil-Aktionen  zu
unterbinden, sind diese Strukturen wichtig. Diese Strukturen müssen auch
von der Gewerkschaft aufgebaut werden, denn diese sind der Kontakt in die
Betriebe. Außerdem sind ihre Mitgelder eher von rechten Angriffen bedroht,
denn Faschos wollen nicht, dass wir uns zusammen schließen und die Krisen
sozial bekämpfen- ein Potenzial, das vor allem Gewerkschaften haben. Und so
ist  es  auch die  Verantwortung der  Gewerkschaften,  dass  ihre Mitglieder
geschützt  werden.  In  diesen  Selbstverteidigungsstrukturen  muss  es



kostenfreie Selbstverteidigungs-Kurse für jede:n geben. Es muss aber auch
die Möglichkeit geben, dass diese Strukturen bei Angriffen schnell da sind,
um uns und andere verteidigen zu können. Diese Strukturen sind es auch, die
bei  Demonstrationen  wie  der  Demo  am Samstag  oder  dem CSD rechte
Angriffe abwehren und die Demo schützen können.

Selbstverteidigungsstrukturen sollten keine Jagd auf den III. Weg machen.
Denn klar ist, dass wir nicht einfach jeden Fascho verhauen können bis der
Rechtsruck endet. Jeder Angriff auf Nazis ist auch ein Risiko für uns und
dieses Risiko zu akzeptieren macht nur Sinn, wenn der Gewinn es wert ist.
Doch mit 5 gebrochen Nazi-Nasen allein ist niemanden geholfen.

Ein  Ende  der  Angriffe  wird  es  erst  geben,  wenn  die  Rechten  politisch
geschlagen wurden. Doch wie tun wir das?

Dafür müssen wir  verstehen warum die Rechten aktuell  so  einen Zulauf
haben.  Hier  sehen  wir,  dass  vor  allem  in  der  sozialen  Krise  Rechte
profitieren. Denn dann schaffen es die Rechten, den Leuten glaubhaft zu
machen, dass nicht der Kapitalismus das Problem ist, sondern der Migrant
neben dir. In ihrer Logik sind Menschen arm, weil andere arme Menschen,
z.B. Migrant:innen oder Arbeitslose, Sozialleistungen empfangen. Aber es ist
nicht  der  Migrant  wegen  dem  wir  zu  wenig  Geld  haben,  sondern  der
Kapitalist, der sich den Profit, den wir produzieren, in seine Tasche steckt,
anstatt ihn der Gemeinschaft zugutekommen zu lassen. Das verschweigen die
Rechten aber. Sie wollen nicht, dass wir fragen, warum wir von unseren
Bossen beklaut und ausgebeutet werden, sondern wollen uns verkaufen der
Migrant sei schuld. Diese Lügen gilt es als aufzudecken. Es braucht eine
Einheitsfront aus Gewerkschaften, Linkspartei und SPD die genau das tut,
denn sie sagen ja, dass für sie der Kampf gegen Rechts so wichtig sei. Dann
sollen sie endlich gegen die soziale Krise kämpfen indem sie die Reichen
dafür zahlen lassen. Es sind diese Organisationen, sowie die Jugend und alle
Unterdrückten,  die  wenn  sie  sich  zusammen  tun,  etwas  gegen  den
Rechtsruck tun können. Das Wichtigste dabei  bleibt:  ein richtiger Kampf
gegen  Rechts  ist  ein  Kampf  gegen  das  System,  was  den  Rechten  den
Nährboden gibt.



Lasst uns also gemeinsam dafür kämpfen, dass es keine weiteren rechten
Angriffe gibt. Lasst uns den Rechten das Handwerk legen.

Was  ist  eigentlich
antimuslimischer Rassismus und
woher kommt er?
Von Dilara Lorin und Stephie Murcatto, April/Mai 2024, Revolution Zeitung
2/2024

„Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner und sonstige Taugenichtse!“

Dass  die  rechtsextreme  AfD-Abgeordnete  Alice  Weidel  diesen  Satz  im
Bundestag gesagt hat,  ist noch gar nicht so lange her. Lehrer:innen, die
deine Hijab tragenden Mitschüler:innen verbal angreifen und fragen, ob sie
dazu gezwungen wurden und das Kopftuch wieder abnehmen sollen, bis hin
zu Sprüchen wie „Na bekommt dein Gehirn darunter noch Luft“. Oder die
Wohnungssuche,  bei  der  Vermieter:innen  einen  Lukas  einem  Hamid
vorziehen, obwohl beide die gleichen Unterlagen vorlegen, was zu offener
Diskriminierung und Benachteiligung führt und auf dem Arbeitsmarkt nicht
anders aussieht. Dies sind nur Bruchstücke des antimuslimischen Rassismus,
mit dem viele Menschen tagtäglich konfrontiert sind. Dabei hat sich die Lage
in  Deutschland  seit  dem  7.  Oktober  2023  verschlechtert,  indem  alle
Muslim:innen unter Generalverdacht gestellt  werden.  Vize-Kanzler Robert
Habeck fordert in einer Ansprache alle Muslim:innen dazu auf, sich zum 7.
Oktober zu verhalten und Israel als Staat anzuerkennen. Würde dem nicht
Folge geleistet, könnten sie Gefahr laufen, ihren Aufenthaltstitel zu verlieren.
Der Generalverdacht, der von allen Seiten der deutschen Politik kommt, ist
ein  Schlag ins  Gesicht  der  5,3  –  5,6  Millionen in  Deutschland lebenden
Muslimen (ungefähr 6,4 – 6,7 Prozent der deutschen Bevölkerung). Doch was
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ist antimuslimischer Rassismus und woher kommt er? Um dies zu verstehen,
müssen wir uns zuerst anschauen, was Rassismus ist:

Was ist Rassismus?
Eines ist klar: Rassismus ist kein Produkt der „menschlichen Natur“ und
auch  nicht  Ausdruck  einer  „tief  verwurzelten  Angst  vor  dem Fremden“.
Vielmehr ist Rassismus eng mit der Entstehung bürgerlich-imperialistischer
Nationalstaaten  verbunden.  In  einer  Zeit,  in  der  der  Kapitalismus  einen
Weltmarkt schuf und die Nationalstaaten neue Märkte erschließen mussten,
wuchs aufgrund der kolonialen Ausbeutung das Bedürfnis nach Erklärungen,
die die „Unzivilisiertheit“ dieser Menschen konstatierten und sie damit zu
ewigen  „Dienern  des  weißen  Mannes“  machten.  Damit  war  der  Boden
bereitet für die pseudowissenschaftliche Erklärung ihrer „Minderwertigkeit“
durch den Rassenbegriff. Rassismus übersteigt jedoch bloße sprachliche oder
kulturelle  Kategorisierungen und nutzt  phänotypische Merkmale wie zum
Beispiel  Hautfarbe  und  Kopfform,  um  Menschen  in  vermeintlich  feste
Gruppen einzuteilen. Der Rassenbegriff diente als effizientes Werkzeug für
bürokratische  Grenzziehungen  und  demagogische  Mobilisierung.  Der
Rassismus ermöglicht auch die Zuteilung unterschiedlicher Rechte je nach
Zugehörigkeit  zu  einer  „rückständigen“  oder  „zivilisierten“  Nation  oder
Nationalität.  Damit  wird  die  ethnische  Zugehörigkeit  zu  einem
imperialistischen  „Staatsvolk“  positiv  und  die  zu  allen  anderen  negativ
bewertet, was zu einer Abwertung der Angehörigen unterdrückter Nationen
führt.  Rassismus  ist  tief  in  unserem  gegenwärtigen  Herrschaftssystem
verankert. Die materielle Basis des Rassismus‘ in der Arbeiterklasse ist die
massenhafte  Überausbeutung  in  den  Halbkolonien,  die  einem  Teil  der
Arbeiterklasse in den imperialistischen Ländern einen gewissen Wohlstand
zu garantieren scheint.

Was  zeichnet  antimuslimischen  Rassismus
aus?
Dabei handelt es sich um eine Form des Rassismus, der sich nicht nur gegen
religiöse Sympathien und Praktiken richtet, sondern gleichzeitig Menschen



aufgrund ihrer Hautfarbe oder Herkunft rassifiziert und dem Islam zuordnet.
Antimuslimischer Rassismus und Islamophobie machen den:die „Muslim:in“
zu  einer  unveränderlichen  Sache,  sodass  Menschen  verschiedener
Nationalitäten  und  sogar  Glaubensrichtungen  als  „muslimisch“
charakterisiert  werden. Somit trifft  antimuslimischer Rassismus nicht nur
Muslim:innen sondern auch diejenigen, die scheinbar „muslimisch“ aussehen
oder  Menschen sind,  die  aus  einem Land mit  mehrheitlich  muslimischer
Bevölkerung  stammen.  Dabei  hat  der  antimuslimische  Rassismus  einen
ähnlichen Zweck wie der Rassismus: Spaltung der Arbeiter:innenklasse und
herausentwickeln  einer  prekären  Schicht  dieser,  Trennung  des
Arbeitsmarktes  und  Legitimation  von  Kriegen  und  imperialistischen
Interessen. Durch die Spaltung der Arbeiter:innenklasse wird einerseits eine
einheitliche Masse der Ausgebeuteten verhindert und andererseits können
jene  Arbeiter:innen  besser  ausgebeutet  werden,  die  aufgrund  ihrer
Rassifizierung  nicht  die  gleichen  Rechte  erhalten.  Die  Verbindung  der
Diskriminierung  von  Arbeitsmigrant:innen  mit  ihrer  rassistischen
Brandmarkung als „Muslimin:innen“ stellt diese als „Gefahr“ für „zivilisierte“
Gesellschaften  dar.  Diese  Charakterisierung  wird  zunehmend  von
Rechtsextremen aufgegriffen und mit  Verschwörungsideologien verknüpft.
Ein  Beispiel  dafür  ist  die  sogenannte  „Islamisierung  des  Abendlandes“,
wegen der angeblich muslimische Einwanderung stattfindet, um die weiße
Bevölkerung zu marginalisieren. So soll die Abschottung und Rückführung
von  Geflüchteten  besser  gelingen.  Letztendlich  sind  alle  Formen  von
Islamophobie und antimuslimischem Rassismus rassistische Ideologien, die
der  Unterdrückung  von  eingewanderten  und  geflüchteten  Arbeiter:innen
dienen  sowie  einen  ideologischen  Deckmantel  für  „humanitäre“
Interventionen  in  Halbkolonien  oder  die  Unterstützung  des  zionistischen
Staates rechtfertigen.

Wie  ist  der  antimuslimische  Rassismus
entstanden?
In den letzten Jahren hat sich der Rassismus gegen Muslim:innen und die
Islamophobie erheblich verändert, wodurch dem antimuslimischen Rassismus
ein anderer Charakter verliehen wurde. Seit den 2000er Jahren können wir



erkennen, dass der antimuslimische Rassismus eine dominierende Form des
Rassismus in den imperialistischen Ländern eingenommen hat. Dies hat seine
Ursache in verschiedenen historischen Entwicklungen. Eine davon ist der
Zusammenbruch der Sowjetunion,  der die Weltlage schlagartig verändert
und die USA dazu veranlasst hat, die Welt neu ordnen zu wollen, um ihre
Hegemonie und ihre Machtansprüche zu sichern.  In den USA wurden in
dieser Zeit immer mehr Bücher und Publikationen veröffentlicht, die Wege
und Strategien für die Hegemonie der USA skizzieren. Dabei wurden vor
allem andere imperialistische Länder wie China und Russland als Rivalen
dargestellt und Strategien veröffentlicht, die verhindern sollten, dass diese
Länder die Hegemonie der USA angreifen können. Eines dieser rassistischen
Bücher war Huntingtons Clash of Civilisations (Kampf der Kulturen),  das
auch  den  „Islam“  als  einen  Imperialismus  beschrieb,  der  sich  zu  einem
globalen Rivalen entwickeln könnte, und das voller rassistischer Ideologie
war. Dabei ist der Islam weder eine wirtschaftliche Einheit noch eine Nation
oder eine Föderation von Nationen. Er ist kein Rivale um die Weltmacht.
Aber er eignet sich gut als globaler Feind, der sowohl intern als auch extern
ist. Nach den Angriffen am 11. September 2001 wird diese Ideologie dann
genutzt, um den sogenannten „war on terror“ zu legitimieren und dutzende
imperialistische  Kriege  wie  in  Afghanistan,  auf  vermeintlich  muslimische
Länder im Mittleren Osten, aber auch überall in der Welt zu legitimieren.
Außerdem  bietet  es  nicht  nur  eine  ideologische  Rechtfertigung  für  die
Destabilisierung  des  Nahen  und  Mittleren  Ostens,  sondern  auch  für  die
polizeiliche  Überwachung  und  Stigmatisierung  der  muslimischen
Bevölkerung.  Dafür  mussten  der  „Islam“  und  der  „Islamismus“  als
einheitliches  Gebilde  konstruiert  werden,  um  somit  einen  homogenen,
gefährlichen und barbarischen Feind zu kreieren, dessen Anhänger:innen zu
einer rückständigen Kultur gehören, die nicht in die moderne, demokratische
Gesellschaft integrierbar ist. Dass im Islam selbst unterschiedliche Schulen
und  Glaubensauslegungen  vorherrschen,  beispielweise  Unterschiede
zwischen Schiiten und Sunniten, spielt dabei gar keine Rolle. Dabei wird oft
von  allem  Islam  als  Islamismus  gesprochen,  ohne  zwischen  echtem
Islamismus  (politischem  Islam)  und  dem  Islam  als  bloßer  Religion  zu
unterscheiden. So werden die in Deutschland stattfindenden Pro-Palästina-
Demonstrationen von Robert Habeck als islamistisch bezeichnet, obwohl es



sich bei den Organisatoren größtenteils um säkulare, linke Organisationen
handelt.

Situation von Muslim:innen
Insgesamt gehört die Mehrheit der Muslim:innen in der EU zu den prekären
Teilen  der  Arbeiter:innenklasse:  So  ist  die  Arbeitslosenquote  unter
türkischen  Arbeiter:innen  in  Deutschland  oder  unter  pakistanischen  und
bangladeschischen Arbeiter:innen in Großbritannien um 15 bis 40 Prozent
höher  als  im  nationalen  Durchschnitt;  man  kann  also  sagen,  dass  die
Arbeitslosenquote unter Migrant:innen und Muslim:innen (soweit getrennte
Daten  vorliegen)  wesentlich  höher  ist  als  im  nationalen  Durchschnitt.
Dadurch wird deutlich, dass Muslim:innen systematischer Unterdrückung,
Diskriminierung  und  Stigmatisierung  ausgesetzt  sind,  was  als  Folge
Ghettoisierung  mit  sich  bringt.

Auf  dem  Arbeitsmarkt  und  in  der  Schule  erleben  Migrant:innen  und
Muslim:innen alltägliche Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund ihrer
Herkunft  und  Religion,  auch  wenn  es  in  vielen  Ländern  oberflächliche
Antidiskriminierungsgesetze  gibt,  die  nicht  verhindern,  dass  z.  B.  die
Arbeitssuche für Migrant:innen mit Kopftuch wesentlich schwieriger ist als
für weiße Frauen ohne Kopftuch. Auch in der Schule ist es für Schüler:innen
aufgrund ihrer sozialen Lage schwieriger, akademische Erfolge zu erzielen,
was insgesamt dazu führt, dass Muslim:innen (und Migrant:innen insgesamt)
tendenziell  in  schlechter  bezahlten  Sektoren  arbeiten  als  weiße
Arbeiter:innen.

Wir wollen im zweiten Teil der Artikelreihe zu antimuslimischem Rassismus
genauer darauf eingehen, was wir tun können, um dagegen anzukämpfen.
Welche Forderungen sollten wir im Kampf aufstellen? Wieso ist der Kampf
für Religionsfreiheit für alle wichtig? Seid gespannt.



3  Gründe,  warum
“Willkommens”klassen  nichts
mit Inklusion zu tun haben
April 2024

Es  klingt  erst  mal  nett:  eine  Klasse,  in  der  geflüchtete  Kinder  und
Jugendliche willkommen geheißen werden, gemeinsam Deutsch und Lesen
und  Schreiben  lernen,  um  dann  einen  einfachen  Einstieg  in  den
Regelunterricht zu haben. Da hat man gar nicht mehr diesen spaltenden
flavour wie damals, als dasselbe Konzept noch „Ausländerklassen“ genannt
wurde.  Zu  Recht?  Nein,  die  Regierung  will  uns  pranken  und  die
Leidtragenden des Pranks sind unsere geflüchteten Mitschüler:innen (sowie
in geringerem Maße die Lehrkräfte und alle anderen im Schulbetrieb). Wir
sind „Jugend gegen Abschiebung“ und wir wollen nicht nur Abschiebungen
verhindern und den Rechtsruck stoppen,  sondern in eine antirassistische
Gegenoffensive übergehen, deswegen bieten wir euch hier ein paar Fakten
sowie 3 Argumente gegen „Willkommens“klassen und einige Stichpunkte,
was wir stattdessen bräuchten für einen inklusiven Schulalltag für alle.

Die  Schulpflicht  in  Deutschland  ist  in  der  Regel  nicht  abhängig  vom
Aufenthaltsstatus,  d.h.  geflüchtete Kinder sind genauso schulpflichtig wie
hier aufgewachsene. Wie genau Geflüchteten der Schulbesuch ermöglicht
werden soll,  ist  aber Ländersache und es funktioniert überall  ein kleines
bisschen  anders.  In  elf  Bundesländern  ist  dies  in  sogenannten
Willkommensklassen (WK) organisiert, wir beziehen uns hier der Einfachheit
halber vor allem auf eines dieser elf: Berlin. Es gibt hierzu nicht extrem viele
kritische  Untersuchungen,  wir  empfehlen  aber  ‚Die  Kontinuität  der
Separation‘ (Karakayalı et al.), auf die wir uns auch hier beziehen. Während
der Senat einige Grundlinien und Ziele formuliert hat (neben dem deutschen
Spracherwerb  z.B.  die  „Vermittlung  kultureller  Werte,  Normen  und
Verhaltensweisen  des  Aufnahmelandes  Deutschland“),  bleibt  die  genaue
Ausgestaltung weitgehend den einzelnen Schulen überlassen, sodass auch
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die Probleme je nach Schule in unterschiedlichem Maße zu Tage treten.

1. Direkte Ausgrenzung im Schulalltag

Dass WK nicht besonders inklusiv sind, wird schon auf räumlicher Ebene
bemerkbar,  etwa  wenn  der  Unterricht  in  entlegenen  Teilen  der
Schulgebäude, im Hort oder wie in einigen Fällen, sogar in einem gänzlich
verschiedenen Gebäudekomplex oder in der Unterkunft stattfindet, sodass
überhaupt  keine  gemeinsam  genutzten  Räume  von  nicht  und  neu
zugewanderten Schüler:innen bestehen. Dieses Prinzip setzt sich fort, wenn
WK nicht an Schulfesten, Tagen der offenen Türen beteiligt sind, wenn WK
nicht auf Klassenfahrten fahren oder wenn den geflüchteten Schüler:innen
keinen  Mitwirkung  in  der  Schüler:innenvertretung  ermöglicht  wird.
Nachmittagsangebote  werden  zwar  formal  angeboten,  können  aber  oft
insbesondere in Grundschulen allein schon deshalb nicht genutzt werden,
weil die Eltern nicht über die Möglichkeiten informiert werden.

2. Schlechte Behandlung und strukturelle Benachteiligung

Auf dem Schulhof verprügelt, Sand in den Mund gesteckt, von Lehrer:innen
angeschrien oder gewaltsam durch den Klassenraum gezerrt. Die zahlreichen
Beispiele  von Diskriminierung gegenüber  geflüchteten Schüler:innen sind
keine Einzelfälle,  sondern Ausdruck einer systematischen Unterdrückung.
Die  Schüler:innen in  den WK sind,  dadurch dass  sie  unter  sich bleiben,
abgeschnitten von Mitteln, um sich gegen ihre Diskriminierung zu wehren,
die  Zeug:innenschaft  der  anderen  Schüler:innen  bleibt  aus  und  deren
Solidarisierung  wird  erschwert.  Im  Übrigen  sind  auch  die  zusätzlichen
Lehrkräfte in den WK zum Teil Mobbing durch die anderen Lehrer:innen
ausgesetzt.

3. Mangelnde Ressourcen und nobody cares

Wir haben bereits an anderer Stelle die These aufgestellt,  dass sich das
deutsche  Bildungssystem in  einer  tiefen,  sich  stetig  weiter  zuspitzenden
Krise  befindet.  Vor  dem  Hintergrund  von  maroden  Schulgebäuden,
dringendem  Lehrkräftemangel  und  unzeitgemäßen  Unterrichtsformen
erhärtet sich der Eindruck, dass Willkommensklassen in erster Linie dazu



dienen sollen, den Schulbetrieb in den Regelklassen möglichst „ungestört“
weiterlaufen zu lassen, bzw. dessen endgültigen Kollaps zu verhindern. Um
die  Bedürfnisse  der  geflüchteten  Schüler:innen  geht  es  eigentlich  nicht.
Dafür existieren auch gar nicht die Mittel. Ein Drittel der Berliner Schulen
mit  WK hat  nicht  einmal  ein  schriftliches  Konzept  für  diese.  Durch den
Raummangel werden WK teilweise in Unterkünfte verdrängt oder müssen in
Horträumen  unterrichten,  inmitten  zwischen  den  Bastelsachen  für  die
Regelschüler:innen, die die Geflüchteten nicht anfassen dürfen. Weniger als
5%  der  Lehrkräfte  sind  ausgebildet  für  das  Lehramt  von  Deutsch  als
Fremdsprache  und  an  mehr  als  einem Viertel  der  Schulen  unterrichten
überhaupt  keine  ausgebildeten  Lehrer:innen  in  den  WK.  Die  meisten
Lehrkräfte sind zudem nicht darauf vorbereitet, mit den traumatisierenden
Erfahrungen,  die  die  Schüler:innen  auf  der  Flucht  gemacht  haben,
angemessen umzugehen.  Digitale Lehrmaterialien werden fast überhaupt
nicht  in  WK  genutzt,  teilweise  sind  die  Lehrer:innen  sogar  dafür
verantwortlich, sich privat um ihre Lehrmittel zu kümmern. Dies alles führt
dazu, dass selbst wenn die Geflüchteten nach einer gewissen Zeit in den
Regelunterricht  überwechseln,  sie  den  Inhalten  meistens  nicht  folgen
können. Schließlich gibt es auch einfach nicht genügend Plätze in den WK,
sodass allein in Berlin tausende Jugendliche monatelang auf einen Schulplatz
warten müssen.

Was bräuchte es stattdessen?

Wir wollen in der Zukunft  ein detaillierteren Forderungskatalog für  eine
antirassistische Wende an den Schulen erarbeiten und wir laden dich als
interessierte:n  Schüler:in  herzlich  dazu  ein,  dabei  mitzudiskutieren.  Als
ersten Schritt schlagen wir aber die folgenden Eckpunkte vor:

Integration  von  geflüchteten  Kindern  und  Jugendlichen  in  die
regulären Klassen ab dem ersten Tag
Wahlmöglichkeit  zwischen  Unterricht  in  der  Muttersprache  oder
Unterstützung durch DaF-Lehrer:innen und Übersetzer:innen
umfassende psychologische Betreuung zur Traumaverarbeitung
Kennenlern-  und  Vermittlungsangebote  zwischen  nicht  und  neu



zugewanderten  Schüler:innen  (gemeinsam  Fußballspielen,
Musizieren,  Spiele  spielen…)
Vollen Zugang zu politischer Mitbestimmung an der Schule für WK-
Schüler:innen
eine  selbstverwaltete  Antidiskriminierungsstelle  (siehe  unseren
Artikel zu dieser Forderung)

Wir  sollten  jetzt  in  allen  Schulen  die  Frage  der  Willkommensklassen
diskutieren,  die  bestehende  Ungerechtigkeiten  aufzeigen  und  gemeinsam
nach Alternativen suchen. Vielleicht fragst du einmal die Schüler:innen in der
WK, wie es ihnen im Schulalltag geht und für welche Verbesserungen sie sich
mit einsetzen würden.

Bei alldem müssen wir aber dennoch klar benennen, dass der Schulbesuch
nicht von den Angriffen auf das Asylrecht gesondert betrachtet werden kann.
Niemand kann sich in der Schule wohlfühlen, wenn man von Abschiebung
bedroht ist, wenn man nachts nicht schlafen kann, weil es in der überfüllten
Unterkunft zu laut ist oder wenn das wenige Geld auf der Bezahlkarte nicht
reicht,  um die Grundbedürfnisse zu bedienen.  Wir  betrachten daher den
Kampf  für  Inklusion  an  der  Schule  als  Teil  des  Kampfes  gegen  den
staatlichen Rassismus, für Bleiberecht und volle Staatsbürgerrechte für alle!

Quellen:

https://www.dipf.de/de/forschung/pdf-forschung/steubis/wiko-studie-zusamme
nfassung-zentraler-befunde
https://www.waxmann.com/index.php?eID=download&id_artikel=ART102186
&uid=frei
https://taz.de/Willkommensklassen-in-Berlin/!5933590
https://www.dw.com/de/ukrainische-sch%C3%BCler-kritik-an-willkommenskla
ssen/a-64077205
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/Expertise_Willkommen
sklassen.pdf
https://www.berliner-zeitung.de/open-source/integration-an-berliner-schulen-
fragwuerdiger-umgang-mit-willkommensklassen-li.2148195



EU-Wahl 2024: Krise, Krieg und
Rechtsruck  lassen  sich  nicht
abwählen!
Von Leonie Schmidt, Juni 2024

Wir haben eine Welt zu gewinnen, organisiert
euch JETZT!
Die EU-Wahl-Ergebnisse liegen vor und während sich viele sehr darüber
ärgern, dass die AfD und die CDU so viele Stimmen eingeheimst haben,
bestätigen die Ergebnisse nur, was seit Monaten in Prognosen erfasst wurde.
Es ist verständlich, wütend darüber zu sein, dass die rechtskonservativen
und rechtspopulistischen Parteien so gut abgeschnitten haben. Aber, anstatt
jetzt  pessimistisch zu werden,  sollten wir  uns lieber anschauen,  was die
Gründe dafür sind und auf dieser Basis eine Strategie finden, wie wir den
Rechtspopulist:innen einen Strich durch die Rechung machen können!

Wir müssen der Realität ins Auge blicken, das Wahlergebnis kommt nicht
davon, dass die Leute zu viel auf TikTok abhängen. Stattdessen basieren ihre
Wahlentscheidungen  auf  realen  Problemen  im  Zusammenhang  mit
Wirtschaftskrise  und  Krieg,  die  ausschließlich  von  Rechts  aufgegriffen
werden. Natürlich sind weder CDU/CSU noch AfD wirklich in der Lage, diese
Probleme  zu  beheben.  Aber  sie  verstehen  es  zumindest,  diese  zu
thematisieren.

Der Ampel und der Linkspartei fällt hingegen nichts besseres ein, als Appelle
für den Schutz der Demokratie mantraartig zu wiederholen. Das mag zwar
ein  paar  Tausend  Leute  auf  die  Straße  bringen,  aber  Jugendliche  und
Arbeiter:innen, die sich in diesen krisengeschüttelten Zeiten Sorgen um ihre
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Zukunft machen, überzeugt das nicht. Die Wahlentscheidung basiert nicht
auf abstrakter Moralvorstellung von Demokratie, sondern auf sehr reellen
Abstiegsängsten. Anstatt also mit konkreten Inhalten gegen die Krise und
Sorge der Arbeiter:innenklasse ein Zeichen zu setzen, stellen sich SPD und
Linke  oberlehrerhaft  hin,  und  behaupten,  die  Leute  würden  schon  noch
wachgerüttelt  werden.  Lars Klingbeil  von der SPD am Sonntagabend bei
NTV:  „Ich  glaube  auch,  dass  das  Ergebnis  dieser  Wahl  viele  noch
wachrüttelt, dass die Nazis stärker geworden sind. (…) da wachen viele auf
und kämpfen auch für die Demokratie.” Mit anderen Worten: die SPD macht
wie bisher weiter. Naja, fast.

Hinzu kommt selbstverständlich die Unterstützung für Abschiebungen. Wie
auch schon Scholz verkündete, sprach nun auch Klingbeil davon, zu 100 %
hinter Abschiebungen nach Syrien und Afghanistan zu stehen. Die Ampel
macht  also  einfach schon heute  die  Politik,  gegen die  sie  eigentlich  die
Demokratie schützen will. Wir sehen also: die bürgerlichen Parteien und ihr
Fetisch für den Schutz der kapitalistischen Gesellschaftsordnung in der wir
leben, wird uns nicht befreien. Sie stehen nur blöd daneben, während die
Krise auf unser Kosten ausgetragen wird und verteidigen die Interessen des
Kapitals.  Denn  der  Kapitalismus  ist  die  Grundlage  von  Krisen,  Kriegen,
Ausbeutung und Un-terdrükung und lässt sich auch nicht wegreformieren.

Selbst aktiv werden!
Was es stattdessen braucht, ist eine massenhafte Jugendbewegung gegen
Rassismus,  gegen Armut  und Krise,  gegen Krieg  und Umweltzerstörung.
Vernetzen  wir  uns  dafür  mit  anderen  Jugendlichen!  Wir  müssen  die
Unzufriedenheit  mit  der  Ampel-Regierung auch als  einen  Nährboden für
sozialistische Ideen wahrnehmen, auch wenn das erstmal absurd scheint. Es
ist  unsere  Aufgabe,  der  Krise  etwas  entgegenzusetzen  und  aufzuzeigen,
warum nur eine Überwindung des Gesellschaftssystems zu einem guten und
gerechten Leben für Alle führt. Daher müssen wir auch als Jugend eng mit
der  organisierten  Arbeiter:innenklasse,  also  u.a.  den  Gewerkschaften
zusammenarbeiten. Deshalb müssen wir uns auch organisieren, wo wir uns
tagtäglich aufhalten: in den Schulen, Unis und in den Betrieben. Hier gilt es



Komitees aufzubauen und Gleichgesinnte zu finden, in Aktion zu treten und
Streiks zu organisieren.

Für die folgenden Forderungen lohnt es sich, zu kämpfen, auch wenn wir nie
verschweigen werden, dass unser Ziel der Kommunismus ist!

Massive Lohnerhöhungen mit gleitender Skala! Mindestlohn auf 15
Euro!
Mindesteinkommen für Jugendliche, Schüler:innen und Studierende!
Erhöhung von Sozialleistungen!
Enteignung und Kollektivierung von Wohnraum!
Selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen an Schulen, Unis & in
Betrieben!
Demokratische  Selbstverteidigungskomitees  von  gesellschaftlich
Unterdrückten, Jugendlichen & Arbeiter:innen!

Erste  Hilfe  bei
Antisemitismusvorwurf
Von Felix Ruga, März 2023

„Du weißt schon, dass das gerade ziemlich antisemitisch von dir war?“

Eine  Antwort,  die  fast  alle  antiimperialistisch  eingestellten  Linken
irgendwann schon mal ertragen mussten, während sie mit Freund:innen, in
der  Familie  oder  der  Schule  mit  irgendwem diskutiert  haben,  praktisch
immer im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt. Und da muss man erstmal
schlucken:  Antisemitismus  ist  einer  der  heftigsten  Vorwürfe,  die  man in
politischen Debatten überhaupt bekommen kann. Sofort blitzen Bilder von
schäumenden  Wutreden,  Videos  und  Tweets  gegen  jüdische
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Weltverschwörungen,  marschierenden  Nazis  oder  gar  Vernichtungslagern
auf. Für einen selbst ist es das Selbstverständlichste auf der Welt, dass man
Antisemitismus nicht im Entferntesten gutheißen kann oder damit irgendwas
zu  tun  haben  will,  es  viel  mehr  in  der  antifaschistischen  Praxis  aktiv
bekämpft. Trotzdem steht man jetzt da und muss sich auf einmal gegen so
einen Vorwurf rechtfertigen. Ärger, Frust, Angst steigen auf und, vor allem
wenn man damit nicht gerechnet hat, kann man eigentlich gar nicht so recht
glauben, was gerade passiert ist. Wie sollte man also damit umgehen?

Zunächst  auf  jeden  Fall  erstmal  durchatmen  und  sich  nicht  direkt
einschüchtern lassen. Es hilft, sich ins Bewusstsein zu rufen, dass gerade die
Heftigkeit  des  Antisemitismusvorwurfs  der  Hintergrund  ist,  warum  er
politisch  missbraucht  wird,  beziehungsweise  mittlerweile  so  definiert  ist,
dass man ihn leichtfertig missbrauchen kann. Man sollte dabei auf einer
fortschrittlichen  Definition  beharren:  Antisemitismus  bedeutet  Rassismus
gegen  Jüd:innen,  also  Diskriminierung,  Unsichtbarmachung,  Entrechtung,
physische und verbale Angriffe und so weiter. Speziell am Antisemitismus ist
die  herbeikonstruierte  „jüdische  Verschwörung“,  mit  der  angeblich  die
Gesellschaft zersetzt werden würde. Mehr könnt ihr dazu in unserem Artikel
„Wie können wir Antisemitismus beenden?“ lesen. Es gibt aber auch eine
gegenläufige Definition, und zwar die sogenannte IHRA-Arbeitsdefinition von
Antisemitismus, die sich vor allem in westlichen Staaten verbreitet. Hierbei
werden bestimmte Aussagen oder Formen von Kritik gegenüber Israel als
antisemitisch festgehalten. Hierbei floss auch der sogenannte 3D-Test ein:
Antisemitismus sei es dann, wenn man Israel dämonisiert, delegitimiert oder
Doppelstandards anlegt.

Das Problem hierbei: Diese Aussagen können zwar auch aus antisemitischen
Beweggründen getroffen werden, aber insgesamt ist die ganze Definition so
schwammig,  dass  sie  auch  gegen  absolut  legitime  Kritik  oder  einer
Solidarisierung mit dem palästinensischen Widerstand verwendet werden.
Diese  Antisemitismus-Definition  ist  eine  extrem  wichtige  Waffe  für
reaktionäre Kräfte in der ideologischen Auseinandersetzung rund um den
Nahostkonflikt,  weil  der  Antisemitismusvorwurf  so  heftige  Reaktionen
hervorruft oder der bürgerliche Staat damit seine Angriffe auf demokratische



Rechte oder  die  militärische Unterstützung Israels  verteidigen kann.  Die
IHRA-Arbeitsdefinition ist also abzulehnen.

Deswegen sollte man, wenn ein Vorwurf dieser Definition folgt, dies erstmal
zurückweisen und klarmachen, dass das so erstmal eine Unterstellung ist
und  es  argumentativ  abwehren,  indem man  bei  der  Sache  bleibt.  Aber
natürlich ist auch klar: Antisemitische Vorurteile gehören ähnlich wie andere
Formen des Rassismus‘ zur bürgerlichen Ideologie. Niemand kann in dieser
Gesellschaft  aufwachsen,  ohne  zumindest  Bruchstücke  rassistischen,
sexistischen  oder  sonst  wie  diskriminierenden  Denkens  verinnerlicht  zu
haben.  Das  ist  keine Entschuldigung,  sich  nicht  zu  reflektieren,  sondern
gerade der Ansatz dazu. Deswegen sollte man mit sich und zusammen mit
den Genossis Reflexionsräume über die eigenen diskriminierenden Anteile
ermöglichen, auch wenn man sich dafür erstmal schämt. Aber, wie bereits
gesagt,  ist  in  aller  Regel  der  Antisemitismusvorwurf  aufgrund  von
Palästinasolidarität  tatsächlich  eine  bloße  Unterstellung  und  wird  nicht
selten  leichtfertig  rausgehauen.  Hier  kann  es  helfen,  direkt  einige  gute
Antworten parat zu haben, die ich jetzt anhand von 3 beispielhaften Zitaten
durchgehen würde.

„Kufiyas  wurden  auch  von  Attentätern
getragen,  dann  solidarisiert  man  sich  mit
Antisemiten.“
Kufiyas sind sehr weit verbreitet im arabischen Raum und stehen seit dem
Nahostkonflikt  zumeist  für  die  Solidarisierung mit  dem palästinensischen
Befreiungskampf.  Wir  haben  hier  auch  einen  eigenen  Artikel  zu  der
Geschichte der Kufiya geschrieben. Diese Argumentation, man würde sich
mit irgendwem gemein machen, weil man bestimmte Symbolik verwendet,
lässt  sich  auf  alles  Mögliche  übertragen:  Die  Palästinafahne,  bestimmte
Parolen, Früchte, teilweise schon überhaupt die Forderung nach einem freien
Palästina. Manchmal wird das verbunden mit der Aufforderung, wenn dann
doch bitte eigene Symbolik des palästinensischen Widerstands zu verwenden,
die nur von linken Kräften verwendet wird.  Das ist  letztendlich aber ein
Versuch, Spaltungslinien innerhalb des Widerstands aufzumachen und folgt



einer  Logik  von  Kollektivschuld.  Es  ist  gerade  eine  Stärke  der
Solidaritätsbewegung, dass sie bekannte Symbole und Parolen hat. Aufgabe
muss  es  sein,  diese  mit  fortschrittlichem  Inhalt  zu  füllen.  Und  unsere
Solidarität zu zeigen, indem wir sie verbreiten. Alles andere isoliert uns nur.
Hat  das  Gegenüber  ein  Verständnis  für  soziale  Bewegung,  müsste  dies
einleuchten. Ansonsten müsste man eher darüber gehen, wie auch Symbole
unliebsamer Bewegungen medial geframet werden und dass Kollektivschuld
in diesem Kontext Unsinn ist.

„Vor  2000  Jahren  wurden  die  Juden  dort
vertrieben und wenn du ihnen die Rückkehr
nicht zugestehst, dann hast du offensichtlich
was gegen sie!“
Es kann zwar ganz interessant  sein,  über  die  Geschichte der  Region zu
sprechen und was auch davor und danach dort passiert  ist  und was die
Geschichte  des  europäischen und arabischen Judentums angeht.  Aber  es
kann gut sein, dass die andere Person einen damit aufs Glatteis führt im
Sinne von:  „Wenn du die  Völkerwanderung der letzten 3000 Jahre nicht
nachzeichnen kannst, solltest du besser nichts zum Nahostkonflikt sagen.“
Davon sollte man sich nicht einschüchtern lassen. Klar, irgendwo beginnt die
Geschichte  und man kann immer weiter  zurückgehen und lernt  dadurch
immer mehr über den Konflikt. Aber zum einen sollte Unerfahrenheit nicht
zum Ausschluss aus Debatten führen, zum anderen ist der Konflikt heute sehr
präsent und man kann und muss dementsprechend auch im Hier und Jetzt
Lösungen finden, diskutieren und erkämpfen. Dementsprechend kann man
nicht  ein  irgendwie  historisch  konstruiertes  Recht  hernehmen,  um  die
Vertreibung durch Siedler:innen oder die Besatzung Palästinas und damit
sehr reales Leid zu rechtfertigen. Sowieso sollte man aber für offene Grenzen
einstehen und das bedeutet auch, dafür einzutreten, dass Jüd:innen ein freies
Leben in der Region führen können – aber Palästinenser:innen eben auch.



„Free palestine bedeutet, man will alle Juden
ermorden!“ oder „Weil Israel der Schutzraum
der  Juden  ist,  ist  Antizionismus  gleich
Antisemitismus.“
In beiden Fällen wird impliziert, dass es unmöglich ist, dass die arabische
zusammen mit der jüdischen Bevölkerung im Nahen Osten in Frieden leben
kann  und  es  daher  absolut  notwendig  sei,  einen  militarisierten  und
unterdrückerischen  israelischen  Nationalstaat  zu  haben.  In  einer
Argumentation  dagegen  könnte  man  beispielsweise  darauf  eingehen,
inwiefern Antisemitismus und Rassismus aus dem Kapitalismus entstehen
und dementsprechend in einem revolutionären Kampf auch wieder aufgelöst
werden können. Oder dass Israel als Schutzraum in Wahrheit eine Farce ist
und Israel eigentlich einer der gefährlichsten Orte für Jüd:innen überhaupt
ist und man sich dementsprechend fragen muss, wie man diesen Status Quo
auflöst. So oder so sind solche Argumente ganz oft nach dem Schema „wenn
du A sagst, kannst du in den engen Grenzen meines politischen Bewusstseins
nur B sagen“ gestrickt und dem sollte man entschlossen widersprechen: Eine
andere Welt ist möglich und erreichbar, denn so, wie es jetzt ist, kann es
nicht weitergehen.

Warum die Klimakrise auch ein
Rassismusproblem ist
Von Jona Everdeen, März 2024

„Die  Klimakrise,  als  ultimative  Naturkatastrophe,  betrifft  uns  alle  gleich,
egal,  welches  Geschlecht,  welche  Herkunft,  ob  arm  oder  reich.“  Dieser
Mythos ist in der bürgerlichen Gesellschaft sehr verbreitet, bis hinein in die
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bürgerliche Klimabewegung. Allerdings ist er falsch.

Nicht nur, dass ausschließlich die Bourgeoisie in der Lage ist, sich mittels
ihrem Geldbeutel vor den meisten Folgen der Umweltkrise zu schützen. Auch
muss  die  Klimakrise  im  Kontext  der  jahrhundertealten  rassistischen
Weltordnung  betrachtet  werden,  die  ihren  Ausdruck  zunächst  im
Kolonialismus  fand  und  heute  im  postkolonialen  Imperialismus  findet.

Umweltimperialismus:  Warum  nicht  alle
gleich  betroffen  sind
Von weiten Teilen der Klimabewegung wird erkannt, dass die „most affected
areas“ der Folgen der Klimakrise im Globalen Süden liegen. Der Grund dafür
ist jedoch weniger geläufig. Dieser ist nicht in erster Linie geographisches
„Pech“, sondern das imperialistische System.

Den verschuldeten, ökonomisch abhängigen, halbkolonialen Ländern Afrikas,
Lateinamerikas, etc. ist es nicht möglich, effektive Maßnahmen zum Schutz
vor  Umweltkatastrophen  zu  ergreifen.  Länder  wie  Deutschland  oder  die
Niederlande können sich z.B. mit Deichen einigermaßen gegen das Steigen
des Meeresspiegels schützen, Länder wie Bangladesch oder die Philippinen
können das nicht.

Hinzu  kommt,  dass  die  schmutzigsten  Industrien,  die  große Schäden an
Ökosystemen  verursachen,  gezielt  in  diese  halbkolonialen  Länder
ausgelagert werden. So findet fast der gesamte umweltschädliche Bergbau,
der für die moderne Industrie essentiell ist, außerhalb der imperialistischen
Zentren statt, wie die Goldminen in Südafrika oder Mali, der Kobaltabbau im
Kongo oder der von Kupfer in Peru.

Auch  die  Steinkohle,  die  in  deutschen  Kohlekraftwerken  verfeuert  wird,
kommt nicht  mehr aus den Zechen im Ruhrgebiet,  sondern aus riesigen
Tagebauen  vor  al lem  in  Kolumbien.  In  diesen  Minen  sind  die
Arbeitsbedingungen  katastrophal  und  häufig  werden  für  ihre  Errichtung
Indigene und andere ländliche Communities vertrieben. Zudem werden die
regionalen Ökosysteme massiv zerstört.



An Gold aus Südafrika und Kohle aus Kolumbien profitieren hauptsächlich
Konzerne aus den USA oder Deutschland. Die halbkolonialen Länder sehen
von dem enormen Wert ihrer Ressourcen herzlich wenig,  abgesehen von
einer sehr kleinen aber dafür sehr korrupten nationalen Bourgeoisie.

Das funktioniert durch die ökonomische Abhängigkeit dieser Länder, welche
sie  dazu  zwingt,  die  wirtschaftliche  Forderungen  umzusetzen,  die  von
imperialistischen Ländern und ihren Organen wie dem IWF (Internationaler
Währungsfonds) gestellt werden.

Dazu gehört der Zwang, zu akzeptieren, dass die eigene Umwelt für die
Profitinteressen  von  deutschen,  US-amerikanischen  und  chinesischen
Konzernen zerstört wird, und dass das Land seine Bevölkerung nicht effektiv
vor  Umweltkatastrophen  schützen  kann,  weil  das  dafür  nötige  Geld
gebraucht  wird,  um  Banken  aus  London  und  New  York  Schulden
zurückzuzahlen.

Das System der Überausbeutung großer Teile der Welt, endete nicht mit dem
Kolonialismus, sondern ging nahtlos in neuer Form weiter. Damals wie heute
soll  es  durch  Rassismus  legitimiert  werden,  wie  den  Mythos  der
„Unterentwicklung“ dieser Teile der Welt gegenüber den imperialistischen
Zentren Europas, Nordamerikas und Ostasiens.

Dabei  hat  die  reale  ökonomische  Unterlegenheit  der  Länder  Afrikas,
Lateinamerikas und weiter Teile Asiens eine ganz andere Ursache: Dass die
imperialistischen Staaten ihre Wirtschaft gezielt unterentwickelt haben, um
sie weiter auspressen zu können.

Rassismus gegen Klimaflüchtende
Durch  die  Umweltzerstörung  im  Globalen  Süden  sowie  die  fehlenden
Möglichkeiten,  sich  effektiv  vor  den  Folgen  der  Klimakrise  zu  schützen,
müssen  zahlreiche  Menschen  ihre  Heimat  verlassen.  Bereits  jetzt  wird
geschätzt,  dass  der  Wegfall  der  ökologischen  Lebensgrundlagen  die
häufigste  Fluchtursache  ist,  noch  vor  Krieg.

Bislang drückt sich dies vor allem in einer Binnenflucht aus: von ländlichen



Regionen,  die aufgrund von Dürren und Überschwemmungen nicht mehr
genug Ernte bringen in stetig anwachsende Großstädte.

Spätestens,  wenn sich die  Menge der  Gebiete  dramatisch ausweitet,  die
mindestens  saisonal  nicht  mehr  bewohnbar  sind,  werden Menschen ihre
Heimat ganz verlassen. Sie werden sich in Regionen und Länder aufmachen,
die bessere Bedingungen bieten, also die imperialistischen Zentren, die in
der Lage sind, die Folgen von Umweltkatastrophen verhältnismäßig klein zu
halten.

Bereits  jetzt  führen  vor  allem  die  EU  und  die  USA  eine  brutale
Migrationspolitik.  Für  imperialistische  Staaten  ist  dies  nötig,  da  ihre
imperialistische  Herrschaft  untergraben  werden  würde,  wenn
überdurchschnittlich  stark  ausgebeutete  Menschen  einfach  aus  den
Halbkolonien wegziehen könnten. Mit Klimaflüchtenden wird es nicht anders
sein.

Die imperialistischen Staaten sind für die übermäßige Umweltzerstörung in
ihrer Heimat verantwortlich, so wie für die übermäßige Ausbeutung ihrer
Arbeitskraft  zu  miesen  Löhnen.  Damit  diese  Ausbeutung  weitergeführt
werden kann, müssen Deutschland, die USA und Co. mit eiserner Hand und
eisernem  Stacheldraht  verhindern,  dass  diese  Menschen  ihre  Grenzen
überqueren.

Eine solche brutale Migrationspolitik ist nur möglich durch das zunehmende
Propagieren  von  Rassismus,  den  wir  nicht  nur  von  Seiten  der  Rechten
beobachten können, sondern auch von liberalen bürgerlichen Kräften wie
den Grünen.

Nur auf diese Art können sie begründen, warum sie die Menschen, deren
Heimat durch die von Konzernen aus dem eigenen Land verursachte Krise
zerstört wurde, an den eigenen Grenzen abweisen oder mit Gewalt an deren
Überquerung hindern.



Rassismus und die Klimabewegung
Der Kampf gegen die Klimakrise ist ein Kampf gegen das imperialistische
Weltsystem  und  gegen  den  Rassismus,  der  ihm  dient.   Während  seit
Jahrzehnten viele Kämpfe gegen die Umweltzerstörung in Halbkolonien von
Indigenen  und  anderen  besonders  stark  vom  Umweltimperialismus
Betroffenen ausgefochten werden, kommt dieses Bewusstsein in den weiß
dominierten Klimabewegungen des Globalen Nordens nur verspätet an.

In  einigen  imperialistischen  Ländern  wie  Frankreich,  den  USA  oder
Britannien  positioniert  sich  die  Klimabewegen  inzwischen  recht  deutlich
gegen den Imperialismus, doch in Deutschland sieht es besonders schwierig
aus.

Das liegt vor allem daran, dass Fridays for Future Deutschland durch seine
starke  Bindung zu  der  fest  in  den  deutschen  Imperialismus  integrierten
Grünen  Partei  häufig  die  außenpolitischen  Interessen  dieses  Staates
verteidigt.  Dazu  gehört  die  Aufrechterhaltung  der  imperialistischen
Überausbeutung  und  des  Umweltimperialismus.

Das drückt sich in der Unterstützung der deutschen „Staatsräson“ aus. Die
koloniale Politik Israels, die auch mit massiver Umweltzerstörung verbunden
ist, sowie dessen Menschrechtsverbrechen, werden von großen Teilen der
Bewegung ohne Kritik akzeptiert oder aktiv unterstützt.

Diese  rassistische,  pro-imperialistische  Position  ist  nicht  nur  bei  Luisa
Neubauer  und  Co.  vertreten,  sondern  auch  bei  der  sich  selbst  als
„antikolonial“  verstehenden  Gruppe  Ende  Gelände,  die  Positionen  der
Unterstützung  des  israelischen  Kolonialismus  toleriert  und  Antizionismus
sowie  die  Unterstützung  des  palästinensischen  Widerstands  mit
bewegungsinternen  Repressionen  überzieht.

Was es stattdessen braucht, ist eine Klimabewegung, die versteht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit nur internationalistisch geführt werden, kann,
in Solidarität mit allen Unterdrückten auf der Welt. Es ist die Verantwortung
von Aktivist:innen in den imperialistischen Ländern, ihre Genoss:innen in den
Halbkolonien aktiv zu unterstützen.



Die  Klimabewegung  im  Globalen  Norden  braucht  Organe,  in  denen  von
Rassismus Betroffene ihre Anliegen und Perspektiven diskutieren können,
damit  rassistische  Ideologien  in  der  mehrheitlich  weißen  Bewegung
bekämpft  werden.

Rassismus wird durch die Umweltkrise verstärkt und die Umweltkrise ist in
ihrer Form Folge des rassistischen Weltsystems. Umweltkrise wie (moderner)
Rassismus sind Produkte einer Gesellschaftsform, die auf der Ausbeutung
von Mensch und Natur basiert: dem Kapitalismus.

Nur wenn dieser überwunden wird, wenn Arbeiter:innen, Jugendliche und die
unterdrückte Landbevölkerung sich global  zusammenschließen,  eine neue
Internationale aufbauen und in den Kampf gegen den Imperialismus ziehen,
für  die  Errichtung  einer  neuen  sozialistischen  Weltordnung,  kann
Klimagerechtigkeit  erreicht  werden.

Nur dann können die Folgen der Umweltkrise bestmöglich reduziert werden,
die Überausbeutung von Menschen beendet und somit auch die Wurzel des
Rassismus abgesägt werden!

Wir als Kommunist:innen fordern:

Offene Grenzen sowie Staatsbürger:innenrechte für alle, an dem Ort,
wo sie leben!
Die sofortige Streichung der Schulden für alle halbkolonialen Länder
und die Enteignung der Konzerne aus den imperialistischen Zentren
unter Kontrolle der Arbeiter:innen!
Unterstützung der Länder des Globalen Südens, damit sie sich so
effizient wie möglich gegen Umweltkatastrophen schützen können.
Für  globale  Einrichtungen  zum  Katastrophenschutz  und  den
Wiederaufbau  von  Ökosystemen  unter  der  Kontrolle  der
Arbeiter:innen  und  der  Landbevölkerung!
Das  Ende  der  imperialistischen  Überausbeutung,  das  Ende  des
Umweltimperialismus  sowie  das  Ende  des  Kapitalismus,  der  die
Wurzel der Ausbeutung von Mensch und Natur darstellt!



Wie befeuert der Nahostkonflikt
Rassismus  und  Antisemitismus
in Deutschland?
Von Urs Hecker, REVOLUTION Zeitung, Januar 2024

Seit dem 7.Oktober geht eine immer stärkere Welle des anti-muslimischen
Rassismus  durch  Deutschland,  welcher  oft  mit  dem  Kampf  gegen  den
Antisemitismus  begründet  wird.  In  einem  neuen  Podcast  titelt  die
Tageszeitung „die Welt“ „free Palestine“ sei das „neue Heil Hitler.“ Die CDU
veröffentlicht einen Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm, in dem sie
erklärt: „nur wer sich zur Leitkultur bekennt kann sich integrieren und ein
deutscher Staatsbürger werden“ Zu dieser „Leitkultur“ soll laut CDU auch
die Anerkennung des „Existenzrechts Israels“ zählen. Aber auch die „linken“
bürgerlichen Parteien beteiligen sich an der rassistischen Rhetorik. Neben
der rassistischen Politik und Rhetorik der bürgerlichen Parteien und Medien,
steigt aber auch die Zahl antisemitischer Aktionen. Es wurden zum Beispiel
die Häuser von Jüd:innen in Berlin mit Davidsternen beschmiert.

Um Antisemitismus und Rassismus und ihre Funktion in der kapitalistischen
Gesellschaft  zu  verstehen,  müssen  wir  uns  mit  der  Geschichte  beider
auseinandersetzen. Der „moderne“ Antisemitismus entwickelte sich aus dem
Antijudaismus  des  Mittelalters.  In  der  ständischen  Gesellschaft  des
Mittelalters  mit  ihren  starren  ökonomischen  Strukturen  übernahmen
Jüd:innen eine ökonomische Sonderrolle und waren vor allem als Kaufleute
oder  im  Geldverleih  tätig.  In  der  neu  entstehenden  dynamischen
kapitalistischen Gesellschaft verloren Jüd:innen ihre Sonderrolle und wurden
immer mehr in prekäre Lebensbedingungen gedrängt. Sie wurden von den
neuen Herrschenden von nun an als Sündenböcke verfolgt bzw. benutzt, um
die  Wut  des  von  Abstiegsängsten  geplagten  Kleinbürger:innentums  zu
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befriedigen und dem wachsenden und sich bewusst werdenden Proletariat
seine  revolutionäre  Richtung  zu  nehmen.  Der  Kapitalismus  wurde  als
eigentlich funktionierendes System dargestellt und die „fremden Jüd:innen“
seien Schuld an Verelendung, Korruption, Krise und Revolution. Besonders
das zaristische Russland,  in  dem ein Großteil  der jüdischen Bevölkerung
lebte,  verbreitete  aufgrund  der  revolutionären  Lage  im  Land  besonders
aggressiv Antisemitismus. So erfand seine Geheimpolizei die „Protokolle der
Weisen  von  Zion“,  wonach  eine  jüdische  Weltverschwörung  hinter  den
Revolutionen der Welt stecke. Und so popularisierte die weiße Reaktion die
„ jüd i sch  –  bo l schewis t i s che  We l t verschwörung . “  D iese
Verschwörungsmythen fanden großen Anklang bei  Reaktionären  weltweit
und  wurden  so  in  Deutschland  mit  dem  generell  grassierenden
Antisemitismus  verbunden  zum  Vernichtungsantisemitismus  der  Nazis,
welcher  in  der  Shoa  seinen  barbarischen  Höhepunkt  fand.

Rassismus  wie  wir  ihn  heute  kennen  entstand  dagegen  zuerst  in  den
imperialistischen  Ländern  und  ihren  Kolonien,  zusammen  mit  dem
bürgerlichen  Nationalismus.  Er  wurde  zum einem genutzt,  um Sklaverei
sowie  d ie  Überausbeutung  und  Genoz id  an  den  ind igenen
Bevölkerungsgruppen zu rechtfertigen und zu begründen. Zum anderen war
sein  Zweck  zusammen  mit  dem  Nationalismus  eine  Identifikation  der
Arbeiter:innen mit  ihren nationalen Bourgeoisien in den imperialistischen
Ländern und ihren Siedlungskolonien zu schaffen. Dies gelang zuerst in den
Siedlungskolonien,  allen  voran  in  den  heutigen  USA,  da  hier  die
einwandernden  Arbeiter:innen  von  Landnahme,  Genozid  und  Sklaverei
profitierten und ihre Dasein als Lohnabhängige oft nur zeitlich beschränkt
war.  Nach  einigen  Jahren  des  Lohnarbeitens  winkte  das  eigene  durch
Landraub  in  Besitz  genommene  Stück  Land  im  Westen.  Dieses
kleinbürgerliche Bewusstsein breitet sich mit Beginn der imperialistischen
Epoche  in  privilegierten  Teilen  der  Arbeiter:innenklasse  erst  in
Großbritannien und später in allen anderen imperialistischen Ländern, so
auch  Deutschland,  aus.  Die  materielle  Basis  hierfür  war,  dass  sich  die
imperialistischen  Bourgeoisien  durch  die  Stärke  der  Arbeiter:innenklasse
gezwungen sahen, ihr Zugeständnisse zu machen, wovon die besonders gut
organisierten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  stark  profitierten.  Diese



Zugeständnisse  waren  und  sind  aber  erst  durch  die  besonders  starke
Ausbeutung  anderer  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  (meistens  in  den
Halbkolonien und/oder aus diesen migrierte Arbeiter:innen) möglich. So ist
zum Beispiel der „Sozialstaat“ durch Steuern auf die Superprofite finanziert,
welche  imperialistische  Unternehmen in  den  Halbkolonien  erzielen.  Dies
führte  dazu,  dass  das  falsche  Bewusstsein  des  Nationalismus  und  der
„gemeinsamen  nationalen  Interessen“  der  Arbeiter:innen  und  „ihrer“
nationalen  Bourgeoisie  entstand.  Dieser  privilegierte  Teil  der
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Ländern,  die  sogenannte
Arbeiter:innenaristrokratie,  war  und  ist  dominierend  in  den  großen
Arbeiter:innenparteien  und  Gewerkschaften,  womit  sich  ihr  falsches
Bewusstsein auf den Großteil der Klasse ausbreiten konnte. In Deutschland
richtete  sich  der  Rassismus  zuerst  vor  allem  gegen  die  national
unterdrückten slawischen Arbeiter:innen Ost- und Mitteleuropas, da diese
vom  deutschen  Imperialismus  national  unterdrückt  wurden  und  einen
Großteil der frühen Arbeitsmigrant:innen darstellten. Dieser anti-slawische
Rassismus spielte zusammen mit dem Antisemitismus eine zentrale Rolle in
der  Nazi-Ideologie  und  war  entscheidende  Rechtfertigung  für  den
Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion. Als in den 50er und 60er Jahren
immer mehr Arbeitsmigrant:innen aus südeuropäischen und westasiatischen
Ländern  in  die  BRD  einwanderten,  entwickelte  sich  auch  ein  starker
Rassismus gegen diese, wobei sich hier vor allem auch der anti-muslimische
Rassismus  herausbildete,  welcher  durch  den  sogenannten  „Krieg  gegen
Terror“ massiv befeuert wurde. Die sogenannten „Gastarbeiter“ besaßen so
gut wie keine Rechte und wurden lange von den großen Gewerkschaften
ausgeschlossen. Seitdem wurde der anti-muslimische Rassismus nur stärker
in  Deutschland,  obwohl  einige  Rechte  erkämpft  werden  konnten.  Anti-
muslimischer Rassismus genießt weiterhin eine hohe Popularität innerhalb
des  (Klein)Bürger:innentums  und  unter  reaktionären  Teilen  der
Arbeiter:innen.

Heute  wird  oft  von  „importierten  Antisemitismus“  gesprochen,  um
Migrant:innen den Antisemitismus in Deutschland in die Schuhe zu schieben.
Das  ist  großer  Unfug  und  extrem  gefährlich.  Der  Großteil  aller
antisemitischen Straftaten in Deutschland wird von Rechten begangen und



zuletzt in der Corona-Pandemie gingen noch zehntausende Deutsche unter
antisemitischen Parolen auf  die  Straße.  Solidarität  mit  Palästina ist  kein
Antisemitismus,  wie  wir  auch  schon  in  anderen  Artikeln  erklärt  und
begründeten.  Dennoch  stimmt  es,  dass  auch  einige  offen  antisemitische
Rechte sich vordergründig palästinasolidarisch geben. Sie Kritik am Staat
Israel, um antisemitische Hetze zu verbreiten, indem sie Jüd:innen und den
Staat Israel  gleichsetzen. Oft  wird Israel  in der Tradition antisemitischer
Verschwörungstheorien  als  Zentrum  der  jüdisch  (-bolschewistischen)
Weltverschwörung gesehen. Ihnen geht es also gar nicht um die Freiheit der
Palästinenser:innen, sondern nur darum, Antisemitismus zu verbreiten.
Es  soll  hier  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  einige
palästinasolidarische  Menschen  antisemitischen  Denkmustern  anhängen,
indem sie z.B Israel mit Jüd:innen gleichsetzen (wie es ja selbst der deutsche
Staat tut) und/oder behaupten, die westlichen Imperialist:innen seien vom
Zionismus gesteuert und damit die realen Verhältnisse auf den Kopf stellen.
Diese Positionen resultieren aber, im Gegensatz zu den deutschen Rechten,
aus berechtigter Wut gegenüber der israelischen Besatzungspolitik, im Zuge
derer aber falsche Schlüsse gezogen und rechten und bürgerlichen Mythen
geglaubt  wurde.  Wir  wollen  diese  Einstellung  hier  aber  natürlich  nicht
verharmlosen, sie ist falsch und stellt eine reale Gefahr für Jüd:innen dar. Sie
ist  aber  nicht  Teil  der  Palästinasolidarität  als  solcher  und es  ist  unsere
Aufgabe  als  Revolutionär:innen  diesen  Einstellungen  in  der  Bewegung
entgegenzutreten.

Trotz dessen nimmt der anti-muslimische Rassismus weiter zu! Wir erleben
eine  schärfere  Einschränkung  migrantischer  Rechte,  eine  immer
rassistischere  Hetze  der  bürgerlichen  Medien  und  den  bundesweiten
Aufstieg der AfD, wobei sich auch die klassischen bürgerlichen Parteien nach
rechts  bewegen  und  immer  rassistischer  vorgehen.  Die  außenpolitische
Unterstützung  für  Israel  wird  im  Inneren  genutzt,  um  Migrant:innen
pauschal  Antisemitismus  vorzuwerfen  und  somit  ihre  Entrechtung  zu
begründen.  In  Sachsen-Anhalt  wurde  vor  kurzem  das  Bekenntnis  zum
Existenzrecht  Israels  Teil  der  Voraussetzungen  zur  Einbürgerung  von
Migrant:innen,  Faeser  spricht  davon,  „kriminelle“  Migrant:innen
abzuschieben und die CDU fordert, dass bundesweit ein Bekenntnis zu Israel



Voraussetzung für eine Einbürgerung wird, bzw. dass Migrant:innen sogar
ihre  Staatsbürger:innenschaft  entzogen  werden  soll,  wenn  sie  sich
palästinasolidarisch  äußern.
Natürlich wird der Rassismus in Bezug auf Palästinasolidarität auch genutzt,
um  die  „Heimatfront“  ruhig  zu  halten,  Deutschland  unterstützt  Israels
Genozid aus seinen imperialistischen Interessen heraus und will den Dissens
so  marginal  wie  möglich  halten.  Hier  wird  der  Rassismus  genutzt,  um
Palästinasolidarität  als  etwas  Fremdes,  nicht-Deutsches  darzustellen  und
unseren Protest zu isolieren und die deutsche Mehrheitsgesellschaft dagegen
aufzubringen.  Auch  migrantische  Gruppen,  die  palästinensisch  oder
palästinasolidarisch  sind,  erfahren  besonders  harte  Repression,  wie
Samidoun  oder  Zora.
Der Rassismus und die Entrechtung dienen dem deutschen Kapital. Denn so
können sie migrantische Arbeiter:innen noch stärker ausbeuten, sie politisch
kaltstellen und die Arbeiter:innenklasse als Ganzes weiter spalten, Solidarität
unterbinden und die  Kampffähigkeit  massiv  schwächen.  In  der  aktuellen
Krise ist das für das deutsche Kapital besonders nötig, weswegen sich diese
Politik auch weiter verschärfen wird.

Wir müssen also konsequent gegen Rassismus
und Antisemitismus kämpfen!
Dazu müssen wir uns gegen den bürgerlichen Staat, seine Staatsräson und
gegen  den  generellen  Rechtsruck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stellen!
Beide  Formen  der  Diskriminierung  haben  ihre  materielle  Basis  im
kapitalistischen System und können nur mit diesem überwunden werden. Wir
müssen auch gegen das falsche rassistische und antisemitische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  kämpfen!  Dazu  müssen  wir  hier  in
Deutschland den palästinensischen Befreiungskampf, antirassistische – und
antifaschistische Kämpfe vorantreiben und unterstützen! Wir müssen diese in
unsere  Schulen,  Unis  und  Betriebe  tragen  und  den  Schulterschluss  mit
Arbeitskämpfen, wie denen am Hamburger Hafen, suchen. Wir müssen eine
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innen vertreten, denn
nur im Kampf mit dem System können Rassismus und Antisemitismus besiegt
werden!



Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
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keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir



selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:



Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn



man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,

https://t.me/jugendgegenabschiebung


um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

Wahlen  der  Niederlande  –
Rassismus als Programm
von Mate Granate, Januar 2024

In  den  Nieder landen  war  bei  den  vergangenen  Wahlen  d ie
Rechtspopulistische Partij voor de Vrijheid (Partei für die Freiheit), kurz PVV,
die stärkste Kraft mit 23,6%. Inhalte dieser Partei sind unter anderem die
Begrenzung  von  Einwanderung  und  ein  härteres  Vorgehen  gegen
„Kriminelle“, außerdem warnen sie vor der „Islamisierung der Niederlande”.
Parteiführer und einziges offizielles Mitglied ist Geert Wilders, welcher unter
anderem wegen Diskriminierung bereits verurteilt wurde. Seit der Gründung
2006 fiel die Partei immer wieder durch rechtsradikale Forderungen auf,
2009  forderten  sie  beispielsweise  eine  „kopvoddentaks“,  also  eine
Kopftuchsteuer, wobei angemerkt werden sollte das natürlich jenes Wort die
herablassende Variante des eigentlichen Wortes ist. Bei dieser soll jede Frau,
die ein Hijab trägt,  eine Lizenz erwerben müssen welche jährlich 1000€
kosten soll. Andere Forderungen der Partei sind beispielsweise ein 5–Jähriger
Einwanderungsstop  für  Muslime,  ein  Verbot  des  Qur‘An  oder  auch  eine
ethnische Registrierung aller Einwohner:innen und somit eine rassistische
Einteilung von Menschen unabhängig von ihrer Staatsbürger:innenschaft.

Parteigründung und Geert Wilders
Vor der Gründung war Geert Wilders Mitglied der rechtsliberalen Volkspartij
voor Vrijheid en Democratie (Volkspartei für Freiheit und Demokratie), kurz
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VVD.  Auch  bevor  er  die  deutlich  rechtere  PVV gründete,  gab  es  schon
rechtspopulistische und migrationsfeindliche Parteien welche sich aber alle
wieder nach einiger Zeit  auflösten. Bei der Wahl 2002, also der vor der
Gründung der PVV, erhielt die rechtspopulistische Lijst Pim Fortuyn aus dem
Stand die zweitmeisten Stimmen. Die Liste zerfiel aber nach kurzer Zeit da
Fortuyn kurz vor den Wahlen ermordet wurde und sich die Führung dadurch
häufig änderte. Nachdem Wilders 2004 die VVD verließ blieb er als Groep
Wilders,  eine Einmannfraktion,  Abgeordneter.  Bei  den ersten Wahlen der
PVV 2006 erhielt die Partei dann 5,9%, also neun Sitze im Parlament.

Doch warum gewinnt die Partei  so stark an
Zulauf?
Auch in den Niederlanden wächst die Unzufriedenheit der Bevölkerung in
Folge von Inflation, niedrigen Löhne und erschwerten Arbeitsbedingungen.
Zudem kommt auch ein traditionalistischer Konservativismus wie er am Fest
Sinter  Klaas  besonders  deutlich  wird.  Dieses  beinhaltete  früher
standartmäßig das massenhaft Menschen Blackfacing begingen, was jedoch
geändert  werden  sollte.  Dies  führte  zu  einem  großen  Aufschrei  in  der
niederländischen Bevölkerung.  Sehr vielen fehlt  das  Verständnis  weshalb
dieses  traditionelle  Begehen des  Festes,  was  ähnlich  zu  Weihnachten  in
Deutschland ist, rassistisch ist und so fühlten sich so als wolle man es ihnen
generell wegnehmen, was natürlich nicht der Fall war. Trotzdem konnten
gerade dieses sowie ähnliche Themen von den Rechten zur Polarisierung
genutzt  werden.  Dazu  werden  wie  in  Deutschland  auch  Menschen  mit
Migrationshintergrund, Geflüchtete und Muslime zum Sündenbock der durch
den Kapitalismus verursachten Probleme gemacht, um die berechtigte Wut
der  Massen  von  den  eigentlichen  Verursacher:innen  der  Krise,  den
Manager:innen  und  Aktionär:innen,  wegzulenken.

Bisherige Regierung
Die Niederlande ist eine Konstitutionelle Monarchie, das heißt, dass es zwar
einen König gibt doch dessen Amt im Grunde nur representativ ist. Er muss
jedoch den Niederländischen Ministerpräsidenten ernennen, dieses Amt ist



zu  vergleichen  mit  dem eines  Präsidenten  wie  in  anderen  Staaten.  Die
Bisherige Regierung bildete das Kabinett Rutte IV, bei dem Mark Rutte aus
der  VVD,  den  Ministerpräsidenten  stellte.  Neben  der  rechtsliberal-
konservativen VVD waren auch die linksliberalen Democraten 66 (D66), die
Christdemokraten  CDA  und  die  calvinistische  ChristenUnie  Teil  der
Regierung. Die Regierung zerbrach nach einer Diskussion über den Nachzug
der  Familien  von  in  den  Niederlanden  lebenden  Geflüchteten  und  am
07.07.23  wurde  der  vollständige  Rücktritt  des  Kabinetts  beim  König
eingereicht.  Auch schon vorab erhielt  Rutte viel  Kritik dafür dass er der
niederländischen Arbeiter:Innenklasse viele Versprechungen machte, diese
aber nie einhielt, außerdem wurde er kritisiert er kümmere sich nicht genug
um die arme Bevölkerung. Dies sind Kritikpunkte die absolut berechtigt sind,
die jedoch ein Rechtspopulist wie Wilders genauso wenig lösen kann oder
auch nur will wie die AfD die Probleme der armen ostdeutschen Bevölkerung,
ganz  im Gegenteil,  wie  wir  es  zur  Zeit  in  Italien  sehen sind  es  gerade
Rechtspopulist:innen die Arbeiter:innen und Arme massiv angreifen.

Ein  weiterer  Punkt  weshalb  die  niederländische  Bevölkerung  Misstrauen
gegenüber  Rutte  hatte  war  die  “Toeslagenaffaire”  (Zuschlagsaffäre).  Bei
diesem Skandal  Ende  2020  ging  es  darum,  dass  der  Staat  zu  Unrecht
Beihilfen  zur  Kinderbetreuung  zurückforderte.  Die  Familien  die  hierbei
fälschlicherweise  des  Sozialbetrugs  beschuldigt  wurden,  waren
hauptsächlich  Familien  mit  Migrationshintergrund.  Durch  diesen  Skandal
trat Anfang 2021 das Kabinett Rutte III zurück.

Zusammengefasst  kann  also  gesagt  werden,  dass  Rutte  in  der
Niederländischen Bevölkerung vor allem wegen seiner Lügen sowie für seine
generelle  liberale  Politik,  die  einzig  und  alleine  den  Reichsten  der
Niederlande  diente,  immer  unbeliebter  wurde.

Doch warum gewann dann Wilders der genau die selbe wenn nicht gar eine
noch schlimmere Politik  im Interesse der Reichen und gegen die Armen
betreiben  wil l ,  nur  dazu  noch  ummantelt  mit  Rassismus  und
Rechtspopulismus,  die  Wahl  und  kein  progressiver  Kandidat?



Und die niederländische Linke?
Die ist, wie auch in den meisten anderen Ländern stark am Schwächeln. Den
Menschen ist durchaus klar dass auch eine “Linke” Regierung ihnen keine
wirkliche Alternative bieten kann und nichts weiter ändern wird als hier und
da die eine oder andere marginale Kleinreform zu machen, den Mindestlohn
etwas zu erhöhen, ein paar mehr Sozialwohnungen zu bauen. Doch sie kann
und will  das Problem nicht bei der Wurzel packen und den Kapitalismus
substantiell  angreifen.  Im Gegenteil  steht zu befürchten dass sich in der
derzeitigen  Krise  auch  eine  „linke“  Regierung,  aus  „realpolitischer
Notwendigkeit“, zu einem neoliberalen Sparkurs, und somit einer weiteren
Verschlechterung  der  Lebensbedingungen  der  Massen,  bewegen  lassen
würde.

Die stärkste linke Partei, GroenLinks (GrünLinks), ist linksliberal und steht
somit auch ideologisch klar hinter dem Kapitalismus und wird sicher nicht
die  nötigen  Mittel  zur  Lösung  der  Krise  ergreifen  und  eben  diesen
bekämpfen. Doch das ist es,  was es auch für einen konsequenten Kampf
gegen Diskriminierung braucht, für einen Kampf gegen Rechtspopulist:innen
wie Wilders!

Denn nur so, in dem sie den Kapitalismus überwindet, kann sich die Welt aus
der  andauernden  Krise  befreien  und  so  auch  die  Menschen  mit  ihr,
Kapitalismus  ohne  Unterdrückung  kann  nicht  funktionieren!  Das
kapitalistische System ist darauf ausgelegt so viel Profit wie nur möglich zu
erwirtschaften und das ist nur möglich auf dem Rücken anderer, auf dem
Rücken von Arbeiter:innen. Darum müssen sich diese in den Niederlanden so
wie in Deutschland, unabhängig von Herkunft, ethnischer Zugehörigkeit oder
Religion, zusammenschließen um gemeinsam die Krise zu lösen und dabei
Rechtspopulist:innen wie Wilders, Weidel oder Le Pen davon zu jagen, die
ihnen nichts als Lügen und Hetze anzubieten haben! In den Niederlande wie
in Deutschland – Kampf dem Rechtsruck, für eine revolutionäre Partei des
Proletariats!

Wir fordern:



Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Eine antirassistische Massenbewegung mit Verankerung an den Schule, Unis und
Betrieben!
Konsequente  Aufarbeitung  der  Kolonialgeschichte  der  Niederlande,  für  die
Abschaffung des Königreichs.
Kampf der PVV, heißt Kampf dem Kapital! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und Arbeiter:innenklasse!


